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Anwaltspflichten und Anwaltshaftung

Rechtsanwältin Antje Jungk, Allianz München

Das Stichwort „Anwaltshaftung” ruft nicht nur bei Berufsanfängern recht gemischte
Gefühle hervor. Von der Notwendigkeit, ein „juristischer Supermann”1) sein zu müssen,
ist die Rede und auch davon, dass der Anwalt selbst für Fehler des Gerichts einzustehen
habe.2) Jedenfalls müsse er immer den sichersten Weg beschreiten.3) Wer seine Berufs-
tätigkeit aufnimmt und sich dabei von Anfang an mit solchen Schlagworten konfrontiert
sieht, dem kann man es nicht verdenken, wenn er entweder seine Zulassung alsbald
zurückgibt oder das Thema gänzlich ignoriert. Beides ist falsch. Die Haftung hat im
Anwaltsmandat keinen anderen Stellenwert als bei jedem anderen Vertragsverhältnis
auch: Nur bei Schlechterfüllung des Vertrages muss ein Vertragspartner dem anderen für
hieraus entstehende Schäden einstehen. Die ordnungsgemäße Vertragserfüllung setzt
allerdings voraus, dass die Vertragspflichten bekannt sind. Die oben genannten Schlag-
worte sind dabei nicht weiter hilfreich. Vielmehr sollte sich jeder Anwalt darüber bewusst
sein, welche Aufgaben er in den verschiedenen Stadien eines Mandatsverhältnisses
wahrzunehmen hat. Dies hängt naturgemäß von vielen Faktoren ab, so dass sich eine
„Checkliste” von zu beachtenden Punkten von vornherein verbietet. Dennoch gibt es
Pflichten, die allgemein in allen Mandaten zu beachten sind, sowie typische oder häufige
Fehlerquellen, die hier in Kürze dargestellt werden sollen.4)

I. Anwaltspflichten

1. Pflichten bei Mandatsbeginn und bei Mandatsablehnung

Nicht nur bei Mandatsbeginn steht die Wahrung der Interessen des Mandanten im Vor-
dergrund, aber gerade zu diesem Zeitpunkt kann die Einhaltung von Fristen oder die
Sicherung von Rechtspositionen zu schnellem Tätigwerden zwingen. Aus diesem
Grunde ist es dem Anwalt auch verwehrt, über die Annahme bzw. Ablehnung eines
Mandats längere Zeit zu brüten. Er muss täglich selbst die Post – auch E-Mails5) –
durchsehen oder durch einen anderen Juristen durchsehen lassen.6) Gemäß § 44 BRAO
besteht eine (vorvertragliche) Pflicht zur unverzüglichen Ablehnung des Mandats, um
dem potenziellen Mandanten die Chance zu geben, sich zeitnah einen anderen Anwalt
zu suchen. Verliert der Ratsuchende durch evtl. tagelanges Zögern eine Rechtsposition,
z. B. wegen Verjährung seines Anspruchs, so besteht insoweit eine Schadensersatz-
pflicht. Mandatsbeziehungen der Sozietät zum Gegner müssen auch offenbart werden,

1) Prinz, VersR 1986, 317.
2) Allerdings eine stark verkürzte Beschreibung der BGH-Rechtsprechung, z. B. BGH NJW 1996, 48. Das BVerfG hat die

Grenzen im Beschluss vom 12.8.2002, NJW 2002, 2937, aufgezeigt.
3) St. Rspr. schon seit Reichsgerichtszeiten: JW 1921, 893 und BGH bis heute, z. B. BGH NJW 1996, 2648.
4) Eine vertiefte und gründliche Darstellung der hier nur kurz angeschnittenen Probleme ist enthalten in der systemati-

schen Darstellung der Rechtsgrundlagen für die anwaltliche Tätigkeit von Borgmann/Jungk/Grams, Anwaltshaftung,
4. Aufl. 2005 sowie in Zugehör/Fischer/Sieg/Schlee, Handbuch der Anwaltshaftung, 2. Aufl. 2006.

5) KG, Beschl. v. 06.01.2005 – 16 UF 114/04.
6) BGH VersR 1971, 1022.
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wenn keine direkte Interessenkollision vorliegt.7) Weiter besteht eine Pflicht, auf die
Abrechnung nach Gegenstandswert (§ 49b Abs. 5 BRAO) hinzuweisen.8)

Wird das Mandat angenommen, ist ebenfalls Eile geboten. Noch am selben Tag muss
geprüft werden, ob Maßnahmen ergriffen werden müssen, z. B. Einspruch gegen ein
Versäumnisurteil innerhalb laufender Einspruchsfrist oder Klageerhebung bzw. Einrei-
chung eines Mahnbescheids zur Verjährungshemmung. Dabei sind weder die legendä-
ren 15 Aktenordner, die um 17 Uhr überreicht werden, noch Unklarheiten über das
Zustellungsdatum ein Entschuldigungsgrund für nicht ergriffene Maßnahmen. Zumin-
dest eine kursorische Durchsicht der Unterlagen hat zu erfolgen9) und bei Unklarheiten
muss ggf. – soweit möglich – bei Gericht nachgefragt werden, wann beispielsweise das
Versäumnisurteil zugestellt wurde.10)

2. Pflicht zur Sachverhaltsaufklärung

Ist das Mandat angenommen, muss zunächst eine möglichst umfassende Aufklärung
des für die Angelegenheit relevanten Sachverhalts erfolgen. Diese Anwaltspflicht wird
gerade von Berufsanfängern, die gewohnt sind, mit aufbereiteten Klausursachverhalten
umzugehen, häufig unterschätzt. Man muss sich hierbei gewahr sein, dass der Mandant
als zumeist juristischer Laie den Sachverhalt so schildert, wie er ihn erlebt hat. Dabei
erfährt der Anwalt häufig viele Details, die für die rechtliche Beurteilung irrelevant sind,
während wichtige Einzelheiten nicht zur Sprache kommen. Hier ist es nun die Kunst,
aber auch Anwaltspflicht, beim Mandanten den für die rechtliche Beurteilung relevan-
ten Sachverhalt „herauszufragen” und entsprechende Unterlagen anzufordern.11) Die
Rechtsprechung hat einen Anscheinsbeweis dafür entwickelt, dass der Mandant erbe-
tene Informationen auch gibt.12) Auf die Richtigkeit der Angaben darf man dann grds.
vertrauen;13) zu beachten ist aber, dass der Mandant zuweilen juristische Begriffe
benutzt, ohne deren rechtliche Bedeutung zu kennen. So kann von einer „Zustellung“
die Rede sein, obwohl der Mandant die Entgegennahme der Sendung (z. B. nach Nie-
derlegung zur Post) meint.14) Auch „Kündigung“ und „Rücktritt“ sind Begriffe, die selbst
von Rechtsanwälten z. T. falsch gebraucht werden.15) Selbst Tatsachenbehauptungen
des Mandanten müssen bei Zweifeln überprüft werden.16) Grundsätzlich müssen aber
schon tatsächliche Anhaltspunkte für weitere Nachforschungen gegeben sein.17)

Die Sachverhaltsaufklärung hat naturgemäß insbesondere am Anfang des Mandats eine
besondere Bedeutung. Der Sachverhalt muss aber auch während des weiteren Verlaufs
immer wieder hinterfragt werden, insbesondere auch aufgrund widersprechenden geg-

7) BGH WM 2008, 371.
8) BGH NJW 2007, 2332; NJW 2008, 371.
9) BVerfG NJW 2000, 1633.
10) BGH NJW-RR 1995, 825.
11) BGH NJW 1996, 2929: Baugenehmigung und Gaststättenerlaubnis bei Pachtvertrag.
12) BGH NJW 1992, 240. Der Anwalt muss ggf. beweisen, dass Unterlagen bewusst vorenthalten wurden, BGH NJW 1996,

2929; NJW 1998, 2048.
13) BGH NJW 1996, 2929; NJW 1998, 2048.
14) BGH NJW 1994, 2293; NJW-RR 1995, 825.
15) BGH NJW 1996, 2648.
16) BGH NJW 1994, 2293.
17) BGH, NJW 2006, 501.
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nerischen Vortrags und neuer Entwicklungen. Die Bedeutung der Sachverhaltsaufklä-
rung kann gar nicht überschätzt werden; das besondere Vertrauensverhältnis zwischen
Anwalt und Mandant erfordert eine umfassende gegenseitige Information.

3. Rechtsprüfung

Nach erfolgter Sachverhaltsaufklärung sind die dabei gewonnenen Erkenntnisse einer
rechtlichen Überprüfung zu unterziehen. Anhand von Gesetz, Rechtsprechung und Lite-
ratur muss der Anwalt zu einer Einschätzung gelangen, ob die streitigen Ansprüche
oder Rechtspositionen bestehen oder nicht. Beweisprobleme muss er erkennen und
ggf. gewichten.

a) Gesetze

Die gesetzlichen Grundlagen muss der Anwalt in jedem Fall auffinden, auch wenn sie
sehr versteckt sein mögen (z.B. sehr selten anwendbare Verordnungen, wie z. B. die
Medaillenverordnung18) o. ä.). Auch die Kollisionsnormen des Internationalen Privat-
rechts gehören zum deutschen Recht, das man kennen muss, ebenso internationale
Verträge und Abkommen sowie das Recht der Europäischen Gemeinschaft.19) Die Kennt-
nis ausländischen Rechts kann nicht verlangt werden; allerdings darf der Anwalt auch
nicht den Eindruck vermitteln, er würde es prüfen (z.B. wenn man in einer Erb- oder
Familiensache über die Kollisionsnormen zur Anwendung ausländischen Rechts
kommt). In solchen Fällen sollte man das Mandat ausdrücklich einschränken und evtl.
die Beauftragung eines ausländischen Kollegen empfehlen.

b) Rechtsprechung

Allein mit dem Gesetzestext lassen sich bekanntlich nur die wenigsten Rechtsprobleme
eindeutig lösen. So gehört auch die Kenntnis der Rechtsprechung zu das Mandat
betreffenden Rechtsproblemen zu den Anwaltspflichten. Schon seit Zeiten des Reichs-
gerichts wird verlangt, dass man die in den amtlichen Sammlungen veröffentlichte
Rechtsprechung der obersten Gerichtshöfe kennt.20) Der BGH verlangt noch etwas
mehr: Sämtliche in den gängigen Fachzeitschriften veröffentlichten Entscheidungen der
Obersten Gerichtshöfe muss man innerhalb kurzer Frist21) berücksichtigen. Sofern ein
Problem noch nicht höchstrichterlich entschieden ist, muss man sogar einschlägige Ent-
scheidungen der Oberlandesgerichte kennen.22) Das Auffinden der benötigten Entschei-
dungen ist heutzutage durch elektronische Datenbanken etc. erheblich erleichtert;
gleichwohl sollte man bei der Benutzung vorsichtig sein, da man leicht der Versuchung
erliegt, scheinbar passende Leitsätze unbesehen zu übernehmen, obwohl der zugrunde
liegende Sachverhalt nicht identisch ist oder sich aus der Entscheidungsbegründung
Einschränkungen ergeben. Eine eindeutige und uneingeschränkte Aussage in einem
weit verbreiteten Kommentar mit Hinweis auf eine nicht veröffentlichte Entscheidung

18) BGH, NJW 2006, 501.
19) BGH NJW 1998, 1860.
20) RG JW 1910, 254: BGH NJW 1983, 1665.
21) 14 Tage sind gerade noch entschuldbar: BGH NJW 1979, 877.
22) BGH NJW-RR 1993, 243.
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eines obersten Bundesgerichts muss man aber ohne Anlass nicht hinterfragen.23) Gibt
es Anhaltspunkte dafür, dass eine Änderung der höchstrichterlichen Rechtsprechung
bevorsteht, so muss man auch dies bei der Rechtsprüfung und daraus folgenden Risi-
koprognose einkalkulieren.24) Das Vertrauen in den Fortbestand der Rechtsprechung ist
insbesondere dann nicht mehr angebracht, wenn in Folge von Gesetzesänderungen die
Rechtsgrundlagen abweichen, wenn sich im Wege der Rechtsfortbildung neue Rechts-
formen entwickelt haben, sowie bei einem in Literatur und Rechtsprechung sich
abzeichnenden dogmatischen Wandel.25) Dabei kann auch ein obiter dictum eines
Obergerichts von Relevanz sein.

c) Literatur

Auch im Übrigen sollte man die in den Fachzeitschriften und Kommentaren zu dem betref-
fenden Rechtsgebiet bzw. Rechtsproblem veröffentlichte Literatur im Blick haben.26) Ins-
besondere in Fällen, in denen mangels gerichtlicher Entscheidungen die Rechtslage unklar
ist, kann die Kenntnis eines einschlägigen Aufsatzes hilfreich und erforderlich sein.27)

4. Rechtsberatung

Die Erkenntnisse über die Rechtslage müssen sodann dem Mandanten in geeigneter
Form nahe gebracht werden. Für den Umfang und die Art und Weise der Beratung gibt es
kein Patentrezept. Es hängt zum einen vom Vorverständnis des Mandanten ab, inwieweit
dieser belehrungsbedürftig ist; im Zweifel ist er es auch, wenn er selbst rechtskundig
ist.28) Der Umfang der Beratung ist ferner auch vom Mandatsumfang abhängig. Stets
muss man im Auge behalten, dass der Rechtsanwalt nicht die Aufgabe hat, dem Mandan-
ten Entscheidungen abzunehmen. Er soll den Mandanten in die Lage versetzen, dass die-
ser die Entscheidung über das weitere Vorgehen selbstständig treffen kann. Dazu muss
er die rechtlichen Konsequenzen seines Handelns, die Chancen und Risiken, auf einer sei-
nem individuellen Verständnis entsprechenden Ebene begreifen. Dies herauszufinden und
zu beachten, ist die vornehmliche Aufgabe des Anwalts bei der Rechtsberatung.

a) Mandatsumfang

Grundsätzlich obliegen dem Rechtsanwalt nur Anwaltspflichten im Rahmen des erteilten
Mandats. Meistens ist der Mandatsumfang eindeutig. Der Mandant beauftragt den
Rechtsanwalt, das Bestehen eines Anspruchs oder einer Rechtsposition zu prüfen und
ggf. seine Interessen außergerichtlich oder gerichtlich wahrzunehmen. Manchmal ist das
Anliegen des Mandanten aber nicht so klar umrissen. Im Wege der Sachverhaltsaufklä-
rung muss sich der Anwalt zunächst Klarheit darüber verschaffen, was der Mandant wirk-

23) BVerwG, NJW 2006, 3081.
24) BGH NJW-RR 1993, 243.
25) BGH NJW 1993, 3323.
26) BGH NJW-RR 1993, 243.
27) So jedenfalls im Spezialgebiet („Agrarrecht“): BGH NJW 2001, 675.
28) OLG Celle, Urt. v. 14.8.2002 – 3 U 7/02. Von weitgehender Belehrungsbedürftigkeit muss man also auch bei gebilde-

ten Mandanten ausgehen; Beweislast für fehlende Belehrungsbedürftigkeit trägt der RA: BGH NJW 2001, 517; beson-
dere Vorsicht bei ausländischen Mandanten: OLG Schleswig, Urt. v. 02.11.2006 – 11 U 22/06.
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lich will: ob er beispielsweise wirklich nur gegen eine Kündigung des Arbeitgebers vor-
gehen, oder ob er nicht auch rückständige Gehaltsansprüche geltend machen will. In
einem solchen Fall könnte der Anwalt mit mehreren Rechtsangelegenheiten beauftragt
sein. Der Mandatsumfang definiert sich aus den wirtschaftlichen Interessen des Mandan-
ten.29) Allgemein erwartet der Mandant eine „allgemeine, umfassende und möglichst
erschöpfende Beratung und Belehrung“.30) Die umfassende Belehrungspflicht entfällt nur
bei einer ausdrücklichen Beschränkung des Mandats.

Auch wenn der Anwalt unzweifelhaft nur mit der Geltendmachung eines konkreten
Anspruchs beauftragt ist, können ihn dennoch Belehrungspflichten zu am Rande des Man-
dats liegenden Problemen treffen. Insbesondere kann es eine Hinweispflicht auf die Ver-
jährungsfristen von möglichen Ansprüchen, die im Zusammenhang mit dem eigentlichen
Mandatsgegenstand stehen, geben. So muss im Rahmen einer Kündigungsschutzklage auf
tarifliche Ausschlussfristen für Lohnansprüche hingewiesen werden, bei einem Schei-
dungsmandat auf die Verjährung von Zugewinnausgleichsansprüchen usw. Auch wenn es
sich im Verlauf des Mandats erweist, dass Ansprüche gegen Dritte bestehen könnten (z. B.
gegen Subunternehmer des Gegners oder gegen frühere Rechtsberater), hat der Anwalt
hierauf und evtl. auch auf die Möglichkeit einer Streitverkündung oder sonstiger verjäh-
rungshemmender Maßnahmen hinzuweisen.31) Der BGH hat diese weitergehenden Beleh-
rungspflichten im Einzelfall stark ausgedehnt und sogar einmal auf gänzlich andere
Ansprüche, von deren Existenz der Anwalt bei Bearbeitung seines Mandats eher beiläufig
erfahren hatte, erstreckt.32) Im Grundsatz bestehe eine Hinweispflicht aber nur in engen
Grenzen.33)

b) Fristwahrung

Eine ganz wesentliche Pflicht des Anwalts – und in der Praxis eine erhebliche Haftungs-
gefahr – stellt die Wahrung von Verjährungs- und Ausschlussfristen sowie prozessualer
Fristen dar. Vom ersten Tag der Mandatsübernahme an übernimmt der Anwalt die Ver-
antwortung für die Einhaltung der Fristen, soweit sie für ihn erkennbar sind. Es ist
daher ganz wesentlich, dass umfassende organisatorische Maßnahmen zur Fristwah-
rung getroffen werden. Die Rechtsprechung hierzu ist dem Wiedereinsetzungsrecht zu
entnehmen: Nur wenn der Anwalt eine ordnungsgemäße Büroorganisation glaubhaft
machen kann, liegt bei Fehlern des Büropersonals kein Verschulden des Anwalts vor,
welches dem Mandanten nach § 85 Abs. 2 ZPO zuzurechnen wäre. Die zutreffende
Berechnung der Fristen obliegt grds. dem Rechtsanwalt selbst und kann nur ausnahms-
weise – bei Routinefristen – an gut ausgebildetes und zuverlässiges Büropersonal dele-
giert werden. Die Fristnotierung und -kontrolle sowie der Postausgang (insbesondere
auch die Übersendung per Fax am Tag des Fristablaufs) unterliegen strengen Regeln,

29) So kann z. B. über den angesprochenen Erbfall der Mutter hinaus auch der des vorverstorbenen Vaters relevant
sein, BGH NJW 2006, 3064.

30) Immer wiederkehrende Beschreibung seit RG JW 1932, 2854; BGH NJW 1998, 900.
31) BGH NJW 1993, 2045.
32) Bedenklich weit BGH VersR 1999, 188.
33) BGH, Nichtannahmebeschl. v. 21.1.2005 – IX ZR 186/01; BGH, Beschl. v. 6.7.2005 – IX ZR 161/05.
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die hier nicht im Einzelnen erörtert werden können.34) Akribische Fristnotierung und
tägliche Kontrolle durch klar bestimmte Personen ist essenziell.

c) Sicherung von Rechtspositionen

Neben der Wahrung von Fristen muss der Rechtsanwalt von Mandatsbeginn an darauf
achten, dass die Rechtsposition des Mandanten gewahrt bleibt. Das kann im Einzelfall
bedeuten, dass er zur Durchführung eines selbstständigen Beweisverfahrens raten
muss oder zur Beantragung einstweiligen Rechtsschutzes.35) Nach Abschluss eines
Gerichtsverfahrens hat er auf die Möglichkeit der Zwangsvollstreckung bzw. ggf. des
Vollstreckungsschutzes hinzuweisen.36) Allgemein muss ein Anwalt zügig handeln.
Laufen keine Fristen ab, darf er die Angelegenheit dennoch nicht schleifen lassen. Die
angemessene Bearbeitungszeit hängt von den konkreten Umständen ab. Ist der Anwalt
beispielsweise mit der Abfassung eines Testaments beauftragt und besteht ein erhebli-
ches Risiko, dass der Auftraggeber (z.B. anlässlich einer bevorstehenden Operation)
alsbald verstirbt, muss entsprechend schnell gehandelt werden.37)

d) Prozessführung

Vor Beginn eines Prozesses muss der Anwalt die Prozessaussichten prüfen38) und ins-
besondere von einem aussichtslosen Prozess abraten.39) Auf das Kostenrisiko muss er
nur ausnahmsweise hinweisen.40) Im gerichtlichen Verfahren geht es im Wesentlichen
darum, die für den Mandanten günstigen Tatsachen vollständig und rechtzeitig vor-
zutragen sowie die erforderlichen Beweise anzubieten. Dies bedeutet eine umfassende
Aufbereitung des Streitstoffes bereits in der ersten Instanz, da ansonsten Präklusion
droht. Soweit der Mandant selbst etwas veranlassen muss, ist er auf die Folgen eines
Unterlassens eindringlich hinzuweisen, so beispielsweise darauf, dass die verspätete
Einzahlung des Gerichtskostenvorschusses die Zustellung verzögert und dadurch die
Verjährung des Anspruchs eintreten kann.41)

Im Verhältnis zum Gericht ist zuweilen die Rede davon, dass der Anwalt für Fehler des
Gerichts haften müsse. In verschiedenen Entscheidungen hat der BGH erklärt, dass der
Anwalt verpflichtet sei, Irrtümern und Versehen des Gerichts entgegenzuwirken.42) Das
BVerfG hat allerdings in einer Entscheidung vom 12.8.200243) deutlich gemacht, dass
Fehler des Gerichts nicht ersatzweise den Anwälten angelastet werden dürfen. Nur

34) Ausführlich dazu Borgmann/Jungk/Grams, Anwaltshaftung, Kap. XIII; s. auch die regelmäßigen Überblicke zum Wie-
dereinsetzungsrecht in der NJW, zuletzt v. Born, NJW 2007, 2088 und jeweils aktuelle Rechtsprechung in der Rubrik
„Pflichten und Haftung des Anwalts“ in den BRAK-Mitteilungen.

35) BGH NJW 1993, 2676.
36) OLG Hamm, BRAK-Mitt. 2002, 212.
37) BGH NJW 1995, 51.
38) Z. B.: auf das mit einem unbestimmten Rechtsbegriff verbundene Risiko hinweisen, BGH NJW-RR 2006, 273.
39) OLG Koblenz NJW-RR 2006, 1358; z. B. bei Verjährung des Anspruchs: OLG Celle MDR 2006, 479.
40) BGH – IX ZR 210/03 v. 14.12.2005.
41) BGH NJW-RR 1995, 252.
42) BGH NJW 1974, 1865.
43) NJW 2002, 2937.
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vorangegangenes eigenes Fehlverhalten kann zu einer Haftung führen.44) Es geht um
die Frage der Schadenszurechnung.45)

e) Vergleichsabschluss

Man sollte meinen, dass bei Abschluss eines Vergleichs zwischen den Parteien hinterher
allgemeiner Rechtsfriede herrscht und eine Inanspruchnahme des Anwalts nicht in
Betracht kommt. In der Praxis ist der Vorwurf eines ungünstigen Vergleichs aber eine
häufige Ursache von Haftungsfällen. Eine anwaltliche Pflichtverletzung kann darin liegen,
dass der Mandant entweder eine unzutreffende Risikoeinschätzung46) (z. B. wegen Ver-
kennung der Rechtslage oder der Beweislast) abgegeben hat, die den Mandanten zum
Abschluss des Vergleichs gebracht hat, oder der Mandant ist unzureichend über den
Inhalt und die Folgen des Vergleichs (insbesondere bei Abfindungsvergleichen in Bezug
auf mögliche Spätschäden, Verhältnis zu beteiligten Versicherern u.ä.47)) aufgeklärt
worden. Grundsätzlich ist immer die Zustimmung des Mandanten zu dem Vergleich
erforderlich. Sofern der Mandant im Termin nicht anwesend ist, hat der Anwalt zwar
Außenvollmacht, einen Vergleich abzuschließen, welcher dann auch wirksam ist; im
Innenverhältnis muss er aber zuvor die Einwilligung des Mandanten zu einem Vergleich
bis zu einem bestimmten Limit einholen,48) oder er darf nur einen widerruflichen Ver-
gleich schließen.49) Wenn sich in der mündlichen Verhandlung – z. B. nach einer Zeugen-
vernehmung – eine geänderte Situation ergibt, kann auch eine vorherige Einwilligung
hinfällig sein. Aber selbst dann, wenn der Mandant in der mündlichen Verhandlung per-
sönlich anwesend ist, kann sich der Anwalt nicht ohne weiteres darauf berufen, der Man-
dant habe dem Vergleich ja in Kenntnis der Sach- und Rechtslage zugestimmt. Sogar ein
richterlicher Vergleichsvorschlag entbindet den Anwalt nicht von seiner Pflicht, den Man-
danten im Einzelnen über die Risiken aufzuklären.50) Man muss wohl konstatieren, dass
die Belehrungen in diesem Bereich oft nicht optimal sind. Ein begründeter Schadens-
ersatzanspruch gegen den Anwalt kann aber nur dann bestehen, wenn es im Falle der
Ablehnung des Vergleichs zu einem für den Mandanten günstigeren Ausgang des Rechts-
streits gekommen wäre. Dass die Gegenseite sich auf eine für diese ungünstigere Rege-
lung eingelassen hätte, wird sich so gut wie nie nachweisen lassen. Es muss dann der
hypothetische Ausgang des Rechtsstreits geprüft werden. Nur insoweit der Mandant bes-
ser dagestanden hätte, kann ein begründeter Schadensersatzanspruch bestehen.

f) Belehrungspflichten bei Mandatsende

Die dargestellten Pflichten bestehen nur im laufenden Mandat. Nach Mandatsende treffen
den Anwalt keinerlei Hinweispflichten mehr. Allerdings gibt es Belehrungspflichten bei
Mandatsende. Insbesondere muss der Mandant auf etwa noch laufende Verjährungsfristen

44) BGH NJW-RR 2003, 850.
45) BGH WM 2008, 317 kein Zurechnungszusammenhang, wenn die gerichtliche Fehlentscheidung auch durch vertrags-

gerechtes Verhalten des RA nicht vermieden worden wäre.
46) Ex-ante-Sicht ist entscheidend; sorgfältige Abwägung (OLG Hamburg, VersR 1980, 1073), aber keine mathematische

Genauigkeit (OLG Frankfurt NJW 1988, 3269); enger Beurteilungsspielraum laut BGH BB 2000, 536.
47) Problematisch ist dort auch die eindeutige Formulierung des Vergleichstextes: BGH NJW 2002, 1048.
48) BGH NJW 1994, 2085.
49) BGH NJW 1993, 1325; NJW 1996, 567.
50) OLG Frankfurt FamRZ 1991, 1047.

Anwaltspflichten und Anwaltshaftung <- Die Anwältin – der Anwalt

- 135 -



Reemers Publishing Services GmbH
H:/Soldan/DAV-Ratgeber/3d/15_Jungk.3d from 13.11.2008 10:00:13

3B2 Version: 9.1.431; Page size: 147.00mm x 210.00mm

hingewiesen werden, auch wenn die betreffenden Ansprüche evtl. nur mittelbar mit dem
Mandat zusammenhängen.51) Dies ist von besonderer Relevanz, wenn sich der Mandant
entscheidet, seine Ansprüche (momentan?) nicht weiter zu verfolgen. Nach Abschluss
einer gerichtlichen Instanz endet dieses Mandat. Es muss aber ein Hinweis auf die Mög-
lichkeit von Rechtsmitteln sowie deren Fristen erfolgen. Auch auf die Vollstreckbarkeit der
Entscheidung und ggf. auf Vollstreckungsschutz muss der Mandant hingewiesen wer-
den.52) Schließlich hatte die Rechtsprechung zum alten Verjährungsrecht auch noch eine
Pflicht des Anwalts zur Belehrung über mögliche Regressansprüche gegen sich selbst und
deren Verjährung entwickelt53), die aber nun obsolet sein dürfte (s. unten zu II. 2.)

Da im laufenden Mandat umfangreiche Belehrungspflichten bestehen, darf eine Akte
erst nach Mandatsende geschlossen werden. In den meisten Fällen ist das Mandats-
ende eindeutig, z. B. nach Abschluss der Instanz oder nach Übergabe eines Vertragsent-
wurfs. Kritisch sind die Fälle, in denen sich der Mandant zunächst nicht entscheiden
kann, was er will, oder die weiteren Maßnahmen zeitlich zurückstellt. Hier sollte man
mittels Wiedervorlageverfügung und Abschlussschreibens an den Mandanten manifes-
tieren, dass bzw. wann man ein Mandat als beendet ansieht.

5. Sicherster Weg

Wer sich mit der Rechtsprechung zur Anwaltshaftung beschäftigt, wird früher oder später
auf den Begriff des „sichersten Weges“ stoßen. Nach ständiger Rechtsprechung des
BGH54) muss ein Rechtsanwalt bei allem was er tut den „sichersten“ bzw. den „sichere-
ren“ oder – nach neuerer Diktion – den „relativ sichersten“55) Weg aufzeigen. Was
bedeutet dies konkret? Es gibt kaum einen Fall, in dem die Sach- und Rechtslage eindeu-
tig ist. Die Risikoeinschätzung hängt nicht allein von der Darstellung des Mandanten und
der Beurteilung der Rechtslage durch seinen Anwalt ab. Durch das jeweilige Verhalten
oder Vorbringen der Gegenseite oder auch durch eine abweichende Rechtsauffassung
des Gerichts kann sich eine andere Situation ergeben. All das muss der Anwalt berück-
sichtigen und bei den zu ergreifenden Maßnahmen bzw. bei seiner Empfehlung an den
Mandanten ins Kalkül ziehen. So kann beispielsweise zweifelhaft sein, ob und inwieweit
der Lauf einer Verjährungsfrist zwischenzeitlich gehemmt war oder welche Verjährungs-
frist auf den Anspruch überhaupt anwendbar ist. Der sicherste Weg bedeutet hier, dass
der früheste denkbare Verjährungsablauf für die Einreichung der Klage oder Beantragung
des Mahnbescheides zu Grunde zu legen ist.56) Bei einer Kündigungsschutzklage muss
die Behauptung der Gegenseite, es sei eine weitere Kündigung ausgesprochen worden,
Anlass sein, auch gegen diese Kündigung fristgerecht vorzugehen, selbst wenn der Man-
dant diese Kündigung in Abrede stellt.57) Ist zweifelhaft, ob weitere Personen in einer
Mietwohnung wohnen, sollte die Räumungsklage auch gegen diese gerichtet werden.58)

51) BGH NJW 1997, 1302; VersR 1999, 188; WM 2001, 739.
52) OLG Hamm BRAK-Mitt. 2002, 212.
53) St. Rspr. seit BGH VersR 1967, 979; BGH NJW-RR 1997, 50; NJW 2000, 1267.
54) Und zuvor des Reichsgerichts: JW 1921, 893.
55) BGH, NJW-RR 2006, 1645.
56) BGH NJW 1999, 2183; BGH, Urt. v. 13.3.2008 – IX ZR 136/07.
57) BGH NJW 1999, 1391; früheste denkbare Kündigung ist zu Grunde zu legen: BGH BRAK-Mitt. 2002, 267.
58) OLG Koblenz VersR 2003, 461.
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Gerade im Bereich der Vertragsgestaltung geht es häufig darum, künftige Entwicklungen
vorauszusehen und für diese Vorsorge zu treffen.

Auch in diesem Zusammenhang muss man aber immer berücksichtigen, dass die Ent-
scheidung über die zu ergreifenden Maßnahmen allein dem Mandanten obliegt.59) Man-
gels anderer Weisung kann der Anwalt aber verpflichtet sein, den Weg auch zu gehen.
Der sicherste Weg ist nicht immer auch der zweckmäßigste und der kostengünstigste.
Der Mandant kann seine persönlichen Gründe dafür haben, ein Verfahren um jeden
Preis oder auch gar nicht durchzuziehen, einen ungünstigen Vergleich dennoch anzu-
nehmen oder einen günstigen nicht abzuschließen. Er hat jedoch einen Anspruch
darauf zu erfahren, welcher Weg der sicherste ist.

II. Haftungsrechtliche Fragen

1. Haftungsvoraussetzungen

Der Haftpflichtanspruch gegen den Rechtsanwalt leitet sich aus dem Vertragsverhältnis
zwischen Anwalt und Mandant her. Der Anwaltsvertrag ist ein Geschäftsbesorgungsver-
trag i. S. des § 675 BGB. Eine Haftung kann wegen Schlechtleistung i. S. des § 280 BGB
in Betracht kommen. Voraussetzung dafür ist eine schuldhafte Verletzung des Anwalts-
vertrages, also eine Verletzung der oben näher erläuterten Anwaltspflichten. Ein Ver-
schulden des Anwalts ist fast immer anzunehmen,60) für Fehler seiner Angestellten
haftet er nach § 278 BGB. Der Verschuldensmaßstab nach § 276 BGB ist hoch. Die
schuldhafte Pflichtverletzung allein begründet aber noch keinen Haftpflichtanspruch.
Diese Tatsache wird von den betroffenen Mandanten häufig verkannt. Voraussetzung
ist zunächst, dass dem Mandanten überhaupt ein Schaden entstanden ist. Zu prüfen ist
ferner die Kausalität des Fehlers für den eingetretenen Schaden. Für alle anspruchs-
begründenden Voraussetzungen trägt grds. der Anspruchsteller die Beweislast.

An einem Schaden fehlt es beispielsweise, wenn der vom Mandanten behauptete Nach-
teil nicht als Schaden im Rechtssinne anerkannt ist. Das kann der Fall sein, wenn der
Anwalt einen Termin versäumt und Versäumnisurteil ergeht. Bleibt das Versäumnis-
urteil auch nach Einspruch bestehen, stellt es keinen Schaden für den Mandanten dar,
dass er den ausgeurteilten Betrag bereits früher, also nach Erlass des Versäumnis-
urteils, leisten musste.61) Bei Verlust einer Forderung muss der Mandant deren Beitreib-
barkeit beweisen.62)

Hat der Mandant einen Schaden erlitten, ist weiter die haftungsausfüllende Kausalität
zu prüfen. Hieran fehlt es, wenn der Mandant bei einem Vermögensvergleich zwischen
der bestehenden Situation und der Situation ohne die Pflichtverletzung nicht schlechter
dasteht. Typischer Fall hierfür ist die Versäumung einer Rechtsmittelfrist. Sie führt
dazu, dass der Mandant mit den Folgen des erstinstanzlichen Urteils leben muss. Kau-

59) BGH, NJW 2006, 3494.
60) Beweislast liegt grds. beim Mandanten; BGH WM 1986, 675 geht aber davon aus, dass RA Entschuldigungsgründe

substanziiert vortragen muss.
61) OLG Hamm MDR 1987, 582; BGH WM 1989, 1826.
62) BGH Beschl. v. 8.11.2007 – IX ZR 221/06.
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sal für einen Schaden ist die Fristversäumnis aber nur, wenn und soweit der Mandant
bei Durchführung des Rechtsmittelverfahrens ein besseres Ergebnis erzielt hätte. Diese
Frage hat ggf. das Regressgericht selbst zu prüfen: Das unterbliebene Vorverfahren
wird im Regressprozess inzident durchgeführt.63) Maßgeblich ist die Sach- und Rechts-
lage zum Zeitpunkt des Vorprozesses.64) Die Beweislastverteilung bleibt dabei grds. so,
wie sie im Vorprozess gewesen wäre. Die Beweismittel der seinerzeitigen Gegenseite
einschließlich der Prozesspartei selbst stehen dem beklagten Rechtsanwalt zur Ver-
fügung. Allerdings gelten für die haftungsausfüllende Kausalität die erleichternden
Regeln des § 287 ZPO.65)

2. Verjährung des Haftpflichtanspruchs

Die Verjährung von Regressansprüchen gegen den Rechtsanwalt richtete sich lange Zeit
nach der Spezialvorschrift des § 51 b BRAO. Die Schuldrechtsreform änderte hieran
zunächst nichts, erst im zweiten Schritt wurden durch das Verjährungsanpassungs-
gesetz mit Wirkung zum 15.12.2004 die allgemeinen Verjährungsvorschriften auch für
die Anwaltshaftung anwendbar. Allerdings befinden wir uns derzeit noch in einem Über-
gangszeitraum: Die bis zum 14.12.2004 begonnenen Verjährungsfristen laufen gemäß
Art. 229 § 12, § 6 Abs. 1 S. 1 EGBGB nach altem Recht weiter, so dass sich die meisten
Haftpflichtfälle derzeit noch nach § 51 b BRAO a. F. sowie der dazu ergangenen Recht-
sprechung richten.

Maßgeblich für den Verjährungsbeginn war und ist sowohl nach § 51 b 1. Alt. BRAO als
auch nach § 199 Abs. 1 Nr. 1 BGB die Anspruchsentstehung (bei § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB
allerdings zusätzlich die Kenntnis bzw. grob fahrlässige Unkenntnis). Wann der
Anspruch entsteht, kann dabei durchaus zweifelhaft sein. Nicht in jedem Fall entsteht
er im Zeitpunkt der Pflichtverletzung, sondern die Rechtsprechung verlangt, dass sich
das durch den Fehler verursachte Risiko bereits manifestiert.66) In Fällen der Fristver-
säumnis beginnt die Regressverjährung zu diesem Zeitpunkt.67) Bei prozessualen Feh-
lern ist die erste Gerichtsentscheidung, in der er sich auswirkt, maßgeblich,68) bei
ungünstigen Vergleichen deren wirksames Zustandekommen.69) Bei ungünstiger Ver-
tragsgestaltung kommt es darauf an, ob der Schaden unmittelbar durch den fehlerhaf-
ten Vertragsentwurf entstanden ist, oder dadurch, dass sich der Vertragspartner auf die
fragliche vertragliche Bestimmung beruft.70)

Die gegenüber der früheren Regelverjährung von 30 Jahren sehr anwaltsfreundliche Spe-
zialbestimmung in § 51 b BRAO hatte die Rechtsprechung veranlasst, durch Richterrecht
eine Verlängerung der Verjährungsfrist zu entwickeln: Sofern der Rechtsanwalt im laufen-
den Mandat Anlass71) hatte zu bemerken, dass er eine Pflichtverletzung begangen hatte,

63) St. Rspr., z. B. BGH NJW 1994, 453; NJW 1996, 2501.
64) BGH NJW 1993, 2799; BGH NJW 2008, 440.
65) BGH NJW 1993, 3073; NJW 1996, 2501.
66) BGH NJW 1992, 2766.
67) BGH NJW 1996, 48.
68) BGH NJW-RR 1998, 742.
69) BGH – IX ZR 4/04 v. 22.2.2007.
70) BGH NJW 1993, 1320; NJW 1996, 2929.
71) BGH NJW 1985, 2250; NJW 1986, 581.
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war er verpflichtet, den Mandanten auf mögliche Haftpflichtansprüche gegen sich selbst
hinzuweisen.72) Tat er dies nicht, so beging er eine weitere Pflichtverletzung, die wiede-
rum erneut die Verjährungsfrist von drei Jahren laufen ließ (sog. Sekundärverjährung).
Nach wohl überwiegender Ansicht kann es in den Fällen, in denen die Primärverjährung
noch vor dem 15.12.2004 begann, auch noch zu einer Sekundärverjährung kommen.

Demgegenüber kommt man über die nun einschlägigen allgemeinen Verjährungs-
regelungen in den meisten Fällen zu weit längeren Verjährungsfristen: Die dreijährige
Verjährungsfrist ist nun eine Jahresendfrist. Von größerer Relevanz ist aber, dass die
Verjährung wegen der Kenntnisabhängigkeit des Verjährungsbeginns gemäß § 199
Abs. 1 Nr. 2 BGB erst viel später, evtl. erst nach 10 Jahren eintreten kann. Wenn sich der
Schaden zunächst nicht realisiert (z. B. bei Testamentsberatung o. ä.), kann sie sogar
bis zu 30 Jahre betragen.

Problematisch ist dies insbesondere im Hinblick auf die Aktenaufbewahrung. Nach § 50
BRAO beträgt die Aktenaufbewahrungsfrist 5 Jahre, d. h. nach diesem Zeitraum werden
die Akten i. d. R. vernichtet. Da es im Haftpflichtprozess aber häufig um Einzelheiten der
Belehrung und deren substantiierte Darlegung geht, befindet sich der Anwalt ohne die
betreffende Akte in einer ganz ungünstigen Beweissituation. Man muss sich also über-
legen, ob man die Akten doch länger als 5 Jahre aufbewahrt. Alternativ ist an eine Ver-
jährungsverkürzungsvereinbarung mit dem Mandanten zu denken, deren Zulässigkeit
im Einzelnen aber noch unklar ist.

III. Haftung für andere Personen

Die Haftung aus dem Anwaltsvertrag betrifft naturgemäß primär den Anwalt, der das
Mandat tatsächlich bearbeitet hat. Oft sind aber noch andere Rechtsberater oder Hilfs-
personen im Umfeld des Mandats tätig, so dass sich im Einzelfall die Frage stellt, inwie-
weit diese ebenfalls haften.

1. Gesellschaftsrechtliche Zusammenschlüsse

Ein Großteil der Rechtsanwälte ist nicht als Einzelanwalt tätig, sondern übt seine
Berufstätigkeit in einer Sozietät mit anderen Rechtsberatern aus. Typischer Weise han-
delt es sich bei einer Rechtsberatersozietät um eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts.
Seit einigen Jahren sind aber auch andere Gesellschaftsformen zugelassen worden.
Gerade auch im internationalen Bereich gibt es noch andere, lockerere Arten der
Zusammenarbeit. In allen Fällen stellt sich die Frage, inwieweit die anderen Rechtsbera-
ter durch den Zusammenschluss für Berufsfehler eines Rechtsanwalts mithaften.

a) BGB-Gesellschaft

Bis vor wenigen Jahren war die Gesellschaft bürgerlichen Rechts die einzige Gesell-
schaftsform, die in Deutschland für Zusammenschlüsse von Rechtsanwälten für zulässig
erachtet wurde. Die Rechtsprechung erkannte an, dass Mandanten ein Interesse daran

72) St. Rspr. seit BGH VersR 1967, 979.
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haben können, dass der Anwaltsvertrag auch mit den Sozien des sachbearbeitenden
Anwalts geschlossen wird, und nahm dies als Regelfall an. Hieraus ergab sich dann
auch die gesamtschuldnerische Haftung aller Sozien.73) Eine Haftung der nichtanwalt-
lichen Sozien schied hingegen aus, weil diese nicht befugt gewesen wären, den Man-
danten rechtlich zu beraten.74) Im Laufe der Zeit hatte die Rechtsprechung praktisch
fast alle Zweifelsfragen der Sozienhaftung geklärt.

Durch das Urteil vom 29.1.200175), mit dem der II. Zivilsenat des BGH ein neues Haf-
tungskonzept für die BGB-Gesellschaft, nämlich deren rechtliche Selbstständigkeit und
akzessorische Haftung der BGB-Gesellschafter anerkannt hat, ist nun wieder vieles
ungeklärt. Grundsätzlich haften alle Sozien des sachbearbeitenden Rechtsanwalts ana-
log § 128 HGB für dessen Fehler mit. Noch nicht geklärt ist, ob davon auch die nicht-
anwaltlichen Sozien betroffen sind.76) Offen geblieben ist zurzeit auch noch die Frage,
ob neu eintretende BGB-Gesellschafter für alte Berufshaftungsfälle ihrer Sozien über
§ 130 HGB mit einzustehen haben.77) Dies wirft nicht zuletzt auch versicherungsrecht-
liche Probleme auf, da die – auch in § 51 BRAO geforderte – Pflichtversicherung auf
dem Verstoßprinzip beruht, so dass nur Haftungsfälle aus der Zeit der eigenen Berufs-
tätigkeit in der betreffenden Kanzlei vom Versicherungsschutz umfasst sind.78) In der
Praxis dürfte es in diesem Zusammenhang aber nur ganz ausnahmsweise zu einer Inan-
spruchnahme des neuen Sozius kommen, da der Versicherungsschutz der Altsozien in
aller Regel den Schadensfall abdeckt. Eine Eintrittshaftung gemäß § 28 HGB bei Neu-
gründung einer Sozietät hat der IX. Zivilsenat abgelehnt.79) Auch die Nachhaftung ana-
log § 160 HGB birgt ungeklärte Unwägbarkeiten.

Von größerer praktischer Bedeutung ist die Frage, wer als Sozius anzusehen ist und in
die gesamtschuldnerische Haftung kommt. Aus gesellschaftsrechtlicher Sicht kommt
eine akzessorische Haftung über § 128 HGB nur für echte BGB-Gesellschafter in
Betracht. In der Praxis ist es aber so, dass vielfach das Auftreten der Sozietät nach
außen nicht die gesellschaftsrechtliche Zusammensetzung widerspiegelt. Insbesondere
ist es gang und gäbe, dass angestellte Rechtsanwälte oder freie Mitarbeiter ohne ent-
sprechenden Vermerk auf Briefkopf und Kanzleischild aufgeführt werden. Da es für den
Mandanten nicht erkennbar ist, dass bzw. welche „Außensozien“ keine echten BGB-Ge-
sellschafter sind, hat die Rechtsprechung hier eine Rechtsscheinhaftung entwickelt: Alle
„Außensozien“, deren fehlende Gesellschafterstellung nach außen nicht kenntlich
gemacht ist, fallen in die gesamtschuldnerische Haftung.80) Hieran dürfte sich auch
durch die neue gesellschaftsrechtliche Rechtsprechung nichts geändert haben. Gerade
junge Rechtsanwälte, die natürlich bestrebt sind, möglichst bald auch auf dem Brief-

73) Grundlegend BGH NJW 1971, 1801.
74) BGH NJW 2000, 1333.
75) BGH NJW 2001, 1056.
76) Der BGH hat in einer Entscheidung zu Honorarforderungen einer Steuerberatersozietät (NJW-RR 2006, 1071) darauf

hingewiesen, dass ein Vertrag mit einer BGB-Gesellschaft nur dann wirksam sei, wenn alle Sozien zur Vertragserfül-
lung berechtigt sind. Ein Anwaltsvertrag mit einer gemischten Sozietät wäre danach ebenfalls unwirksam.

77) Ausdrücklich offen gelassen in BGH NJW 2003, 1803.
78) Im Einzelnen dazu Burger, BRAK-Mitt. 2003, 262 ff.
79) BGH NJW 2004, 836.
80) Z. B. BGH NJW 1999, 3040; auch für deliktisches Handeln: BGH, WM 2007, 1530; nicht jedoch bei nicht anwaltstypi-

scher Tätigkeit: BGH, Urt. v. 16.4.2008 – VIII ZR 230/07.
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kopf zu stehen, sollten sich klar machen, dass mit dem hierdurch gewonnenen Image
auch die Gefahr verbunden ist, für Berufsfehler, aber auch für evtl. nicht von der
Berufshaftpflichtversicherung gedeckte Ansprüche gegen einen Sozius in die Haftung
genommen zu werden.

b) Partnerschaftsgesellschaft

Durch das am 1.7.1995 in Kraft getretene PartGG ist den Rechtsberatern eine weitere
Gesellschaftsform an die Hand gegeben worden. Die Haftung entsprechend den Vor-
schriften für die OHG ist hier – im Gegensatz zur BGB-Gesellschaft – weitgehend im
Gesetz festgelegt. Alle Partner haften nach § 128 HGB für Verbindlichkeiten der Gesell-
schaft, über § 130 HGB auch für Altschulden. Allerdings enthält § 8 Abs. 2 PartGG eine
ganz entscheidende Haftungserleichterung: Bei Berufsversehen haften neben der Part-
nerschaft nur der oder die sachbearbeitenden Sozien. Hierdurch werden viele der zur
BGB-Gesellschaft geschilderten Probleme nicht virulent.

c) GmbH, AG und LLP

Nach jahrzehntelangen Diskussionen ist schließlich auch die GmbH als zulässige Gesell-
schaftsform für Rechtsanwaltszusammenschlüsse anerkannt worden. Die Vorgaben
hierfür finden sich in den §§ 59 c ff. BRAO. Hier ist die persönliche Haftung der einzel-
nen Rechtsanwälte tatsächlich ausgeschlossen, auch für Berufshaftungsfälle haftet
allein das Gesellschaftsvermögen.81) Der Gläubigerschutz wird hier durch relativ hohe
Pflichtversicherungssummen gewährleistet. Eine eigene Berufshaftpflichtversicherung
gemäß § 51 BRAO benötigen die für die GmbH tätigen Anwälte dennoch.

Die Rechtsanwalts-AG war zunächst registerrechtlich ebenfalls anerkannt worden.82) Der
BGH hat mittlerweile bejaht, dass auch die Rechtsanwalts-AG grundsätzlich berufsrecht-
lich zugelassen werden kann.83) Unter welchen Voraussetzungen dies der Fall ist, bleibt
aber offen. Vermutlich sind die selben Anforderungen zu stellen wie bei der GmbH. Man-
gels Postulationsfähigkeit müssen hier aber wohl die sachbearbeitenden Anwälte noch
persönlich tätig werden.

In jüngerer Zeit ist auch die Limited liability partnership (LLP) als Sozietätsform auf-
getaucht. Es ist wohl davon auszugehen, dass diese auf Dauer unter den selben
Voraussetzungen wie die AG berufsrechtlich anerkannt werden wird.

d) Bürogemeinschaft und Kooperation

Eine häufig verwendete Bezeichnung auf Briefköpfen und Kanzleischildern ist die Büro-
gemeinschaft. Hier liegt gerade kein gesellschaftsrechtlicher Zusammenschluss vor,
sondern die beteiligten Rechtsanwälte haben sich rein organisatorisch und räumlich
zusammengetan. In diesem Fall wird das Mandat nur jeweils einem der Anwälte erteilt
und eine gesamtschuldnerische Haftung scheidet an sich aus. Wird allerdings der

81) Persönliche Haftung des Geschäftsführers ganz ausnahmsweise dann, wenn er in besonderem Maße persönliches
Vertrauen in Anspruch nimmt: OLG Nürnberg, Beschl. v. 21.01.2008 – 6 U 2208/07.

82) BayObLG NJW 2000, 1647.
83) BGH NJW 2005, 1568.
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Anschein erweckt, dass eine echte Sozietät besteht, kann es gleichwohl zu einer
Rechtsscheinhaftung kommen.84) Um dies zu vermeiden, sollte der Bürogemeinschafts-
partner auf dem Briefkopf möglichst gar nicht auftauchen oder sehr deutlich abgesetzt
und nicht gleichrangig erscheinen.

Ähnliches gilt für die Kooperation. Ob der Begriff „Kooperation“ bereits den Rechts-
schein einer Außensozietät erweckt, ist von der Rechtsprechung noch nicht entschie-
den. Man wird aber auch hier die konkrete Gestaltung des Briefkopfes zu Grunde legen
müssen: Eine abgesetzte Nennung in der Fußzeile ohne Nennung der einzelnen Rechts-
anwälte des Kooperationspartners dürfte den Rechtsschein der Außensozietät zerstö-
ren; anders, wenn die betreffenden Kollegen gleichrangig unter den tatsächlichen
Sozien erscheinen.

2. Verhältnis zu anderen beteiligten Rechtsberatern

Im Laufe eines Mandats werden oft mehrere Rechtsanwälte oder andere Rechtsberater
befasst; sei es wegen Mandatskündigung, sei es, dass ein Prozessbevollmächtigter vor
Ort oder für die nächste Instanz beauftragt wird. Zuweilen wird auch ein Spezialist hin-
zugezogen. In all diesen Fällen können Pflichtenumfang und Haftung der einzelnen
Beteiligten zweifelhaft sein.

a) Nacheinander tätige Anwälte

In der Regel endet das Mandat mit dem einen Anwalt, bevor der nächste beauftragt wird.
In diesen Fällen sind die Pflichten schon rein zeitlich getrennt. Hier kann sich allenfalls
die Frage stellen, wie der zweite Anwalt mit einem etwaigen Fehler des ersten umgehen
muss. Grundsätzlich darf ein Anwalt darauf vertrauen, dass sein Kollege die Angelegen-
heit ordnungsgemäß bearbeitet hat, d. h. er muss nicht auf Fehlersuche gehen. Selbst
wenn er einen Fehler nicht bemerkt, obwohl er ihn hätte erkennen und den Schaden ggf.
noch abwenden können, wird der Schaden dem ersten Rechtsanwalt zugerechnet.85) Eine
gesamtschuldnerische Haftung oder ein Mitverschulden des Mandanten über §§ 254, 278
BGB scheidet hier grds. aus. Nur wenn der zweite Anwalt ausdrücklich mit der Fehler-
behebung beauftragt ist, wird der Zurechnungszusammenhang unterbrochen.86) Drängt
sich dem zweiten Anwalt ein Fehler des ersten auf, kann hieraus eine Hinweispflicht auf
mögliche Regressansprüche gegen den ersten erwachsen.87)

Besondere Aufmerksamkeit verlangt der Übergang vom erstinstanzlichen an den
Rechtsmittelanwalt. In der Regel erfolgt die Beauftragung des Rechtsmittelanwalt –
wenn auch im Namen des Mandanten – durch den erstinstanzlichen Prozessbevollmäch-
tigten. Dieser behält die Pflicht zur Wahrung der Rechtsmittelfrist bis zur Annahme des
Mandats durch den neuen Anwalt.88) Er ist zudem verpflichtet, dem Rechtsmittelanwalt

84) OLG Köln BRAK-Mitt. 2003, 121.
85) BGH NJW 2002, 1117.
86) BGH NJW 1994, 1211; NJW 1999, 2183; selbst bei Auftrag Wiedereinsetzung zu beantragen besteht nicht unbedingt

eine Hinweispflicht: BGH NJW 2000, 1263; Verfolgung einer falschen Fährte durch den zweiten RA entlastet den ers-
ten nicht, BGH NJW 2005, 1435.

87) BGH NJW 2001, 826.
88) BGH NJW-RR 1996, 378; NJW 2001, 1576.
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die zutreffende Rechtsmittelfrist89) mitzuteilen oder ihm die zur Berechnung erforderli-
chen Informationen zu liefern. Ab der Mandatsübernahme ist dann der Rechtsmittel-
anwalt für die Fristwahrung verantwortlich.90)

b) Verkehrs- und Prozessanwalt

Mit dem Wegfall des Lokalisationsprinzips ist zwar eine Wahrnehmung der Interessen des
Mandanten vor anderen Gerichten möglich geworden; dennoch wird es weiter eine
Arbeitsteilung zwischen dem „Hausanwalt“ des Mandanten und einem beim Prozess-
gericht ansässigen Anwalt geben. Bei einer solchen gleichzeitigen Beauftragung zweier
Anwälte ist eine strenge Abgrenzung der Pflichten erforderlich. So ist der Prozessbevoll-
mächtigte für alles verantwortlich, was mit der Prozessführung selbst zusammenhängt,
also insbesondere für die Wahrung prozessualer Fristen sowie für rechtzeitigen und
umfassenden Prozessvortrag. Soweit er hierfür weiterer Informationen bedarf, muss er
diese beim Verkehrsanwalt anfordern.91) Dieser ist umgekehrt verpflichtet, den Informati-
onsaustausch mit dem Mandanten zu gewährleisten und den Mandanten über seine
Möglichkeiten zu beraten. Grundsätzlich kommt es daher nicht zu einer gesamtschuldne-
rischen Haftung, sondern jeder Anwalt haftet im Rahmen seines Auftrags. In Einzelfällen
können sich die Pflichtenbereiche aber auch überschneiden, z. B. wenn ein Anspruch ver-
jährt. Im Verhältnis zum Mandanten haften dann beide.92) Besondere Aufmerksamkeit
verlangt die Praxis des „Stempelanwalts“. Wird im Innenverhältnis zwischen den Anwäl-
ten vereinbart, dass der Verkehrsanwalt die Schriftsätze fertigt und der Prozessanwalt
lediglich unterschreibt, ist gleichwohl im Außenverhältnis der Prozessbevollmächtigte für
den Inhalt des Schriftsatzes verantwortlich.93)

c) Untervollmacht

Für die Wahrnehmung einzelner Aufgaben, z. B. eines Verhandlungstermins, kann der
Rechtsanwalt Untervollmacht erteilen. War die Unterbevollmächtigung autorisiert, haf-
tet der Anwalt nur für Auswahlverschulden, und der Unterbevollmächtigte haftet auf-
grund eigenen Mandats. Wenn der Mandant von der Untervollmacht gar nichts weiß,
kommt es zu einer Haftung nach § 278 BGB.

d) Einschaltung von Spezialisten

Bei unbekannteren Rechtsgebieten kann es ratsam sein, einen Spezialisten hinzuzuzie-
hen, beispielsweise für Fragen des ausländischen Rechts, für sehr spezielle Rechtsfragen
usw. Auch hier ist zu unterscheiden, ob ein separates Mandatsverhältnis geschaffen wird
(dann keine Haftung für Fehler des Spezialisten), oder ob sich der Anwalt des Spezialis-
ten als Hilfsperson bedient (dann § 278 BGB). Auch bei einem getrennten Auftragsver-
hältnis ist aber anzuraten, dass das eigene Mandat ausdrücklich eingeschränkt wird;

89) Bzw. Zustellungsdatum: BGH NJW-RR 1995, 839.
90) BGH NJW-RR 1996, 378.
91) Er muss den Mandanten nicht unter Umgehung des Verkehrsanwalts selbst um Auskunft bitten, BGH NJW 2006,

3496.
92) OLG Celle, BRAK-Mitt. 1998, 70 m. Anm. Borgmann; die Haftungsquote ist Ergebnis einer einzelfallbezogenen Abwä-

gung, BGH – IX ZR 254/03 v. 19.1.2006.
93) OLG Frankfurt NJW-RR 2003, 710.
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ansonsten kann es im Überschneidungsbereich der Pflichten gleichwohl zu einer gesamt-
schuldnerischen Haftung kommen.94)

3. Angestellte und freie Mitarbeiter

Für juristische Mitarbeiter, die keine Außensozien sind, haftet der Anwalt, ebenso wie
für das gesamte Büropersonal, nach § 278 BGB.

IV. Haftung gegenüber Dritten

Grundsätzlich können nur die Vertragsparteien Ansprüche wegen Schlechterfüllung des
Vertrages geltend machen. Eine Haftung des Anwalts gegenüber Dritten kommt dane-
ben ausnahmsweise in Betracht. Zum einen ist dies der Fall, wenn und soweit Dritte in
den Schutzbereich des Anwaltsvertrages einbezogen sind. Die (nicht wie gewünscht
bedachten) Erben des Auftraggebers für einen Testamentsentwurf95) oder Gesellschaf-
ter einer GmbH96) können Haftpflichtansprüche geltend machen.

Außerhalb des Mandats hat die Rechtsprechung eine Dritthaftung bislang nur bejaht,
wenn ausnahmsweise ein irgendwie geartetes Vertrauensverhältnis zu dem Dritten
besteht: ein (stillschweigender) Auskunftsvertrag97), eine Treuhandabrede98) oder durch
Prospekthaftung99). Zusätzlich kann natürlich auch ein deliktischer Tatbestand (§ 826
BGB) verwirklicht sein.

V. Vertragliche Haftungsbeschränkungen

§ 51 a BRAO gestattet unter bestimmten Voraussetzungen eine Beschränkung der Haf-
tung.100) Durch vorformulierte Vertragsbedingungen ist eine betragsmäßige sowie eine
personelle Beschränkung der Haftung möglich. Noch weiter gehende Beschränkungen sind
durch Individualvereinbarung möglich. Ein vollständiger Haftungsausschluss ist hingegen
unwirksam. § 51 a BRAO wird als umfassende und abschließende Regelung angesehen.

Durch vorformulierte Vertragsbedingungen kann die Haftung für Fälle einfacher Fahrläs-
sigkeit auf den vierfachen Betrag der Mindestversicherungssumme, also derzeit auf
1 Mio. Euro, beschränkt werden. Problematisch ist dabei insbesondere der Begriff der
„einfachen“ Fahrlässigkeit, da die Rechtsprechung bisher keinen Anlass hatte, sich mit
der Abgrenzung zwischen einfacher und grober Fahrlässigkeit in Anwaltshaftungsfällen
zu befassen, weil eine Haftung in beiden Fällen gegeben ist.

Durch vorformulierte Vertragsbedingungen kann ferner die gesamtschuldnerische Haftung
für nicht sachbearbeitende Sozien ausgeschlossen werden. Da in der Haftungsbeschrän-
kungsvereinbarung bereits definiert werden muss, auf welche sachbearbeitenden Sozien

94) BGH NJW 2001, 3477.
95) BGH NJW 1995, 51.
96) BGH NJW 2000, 725.
97) Hierzu s. BGH NJW 2004, 3630.
98) Zu den Anforderungen an eine Treuhandabrede s. z. B. BGH WM 2007, 135.
99) BGH NJW 1984, 865.
100) Ausführlich dazu Grams, AnwBl 2001, 233 und 292 ff.; Chab, AnwBl 2006, 205, Bräuer, AnwBl 2007, 450.
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die Haftung konzentriert werden soll, wird die Vereinbarung bei einem Sachbearbeiter-
wechsel oder im Falle einer notwendigen Vertretungstätigkeit durch einen nicht benannten
Sozius hinfällig.

Betragsmäßig weitergehende Beschränkungen sind durch schriftliche Vereinbarung im
Einzelfall möglich. Hier kann die Haftung für alle – also auch grob – fahrlässigen Pflicht-
verletzungen auf die Mindestversicherungssumme, also derzeit 250.000 Euro, beschränkt
werden. Die Kunst besteht hier darin, eine Individualvereinbarung nachzuweisen: Da eine
„vorformulierte Vertragsbedingung“ i. S. des § 51 a Abs. 1 Nr. 2 BRAO nicht eine mehr-
fache Verwendung voraussetzt, muss man ein „Aushandeln“ der Haftungsbeschränkungs-
vereinbarung darlegen. Dies wird man am ehesten können, wenn dem Mandanten
verschiedene Entscheidungsalternativen zur Verfügung gestellt werden, beispielsweise
die Übernahme der Mehrkosten einer höheren Versicherungssumme bei der Berufshaft-
pflichtversicherung.
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